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	§ 53 AktO aktuell (Fassung NRW)
	AktO 2023

	§ 53 Schlussbestimmungen
	Abschnitt 12 Schlussbestimmung
§ 54 Inkrafttreten

	
	Diese Aktenordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

	
	§ 1 (1) 1Die Aktenordnung regelt die Bildung und Führung von Akten in Rechtssachen sowie die Führung der dazugehörigen Register. 2Die Regelungen gelten für Papierakten und für elektronische Akten. 3Sieht eine Rechtsvorschrift vor, dass Akten teilweise in Papier- und teilweise in elektronischer Form geführt werden können, gelten für den jeweiligen Teil die nachfolgenden Regelungen zur Papier- oder elektronischen Aktenführung. 4In diesem Fall sind in beiden Teilen der Akte gegenseitige Verweise aufzunehmen.

	(1) Können Geschäfte, deren Erfassung vorgeschrieben ist, aus den zur Verfügung stehenden Daten oder Listen nicht entnommen werden, so treffen die Präsidentin bzw. der Präsident des Oberlandesgerichts oder die Generalstaatsanwältin bzw. der Generalstaatsanwalt die erforderlichen Anordnungen.
	

	(2) Unberührt bleibt die Befugnis der mit der Dienstaufsicht beauftragten Richterinnen bzw. Richter und Beamtinnen bzw. Beamten, zur Durchführung der Aufsicht, insbesondere auch zur Regelung der Geschäftsverteilung, ergänzende Feststellungen an den für die Erfassung von Bemerkungen vorgesehenen Stellen oder durch Erfassung und Aufbereitung zusätzlicher Daten treffen zu lassen.
	

	(3) Die Aufsichtsbehörden können sich die Zustimmung zu den in der Aktenordnung den Leitungen der nachgeordneten Behörden zugewiesenen Entscheidungen vorbehalten oder die Entscheidung selbst treffen.
	

	(4) Allgemeine Anordnungen, die von den Präsidentinnen bzw. den Präsidenten der Oberlandesgerichte oder den Generalstaatsanwältinnen bzw. Generalstaatsanwälten zur Durchführung der Aktenordnung getroffen werden und nicht auf einer in ihr selbst ausgesprochenen Ermächtigung beruhen, 
sind dem Justizministerium mitzuteilen.
	§ 1 (3) 1Soweit die Aktenordnung Geschäftsvorgänge nicht behandelt, gelten für diese die von der zuständigen obersten Landesbehörde erlassenen besonderen Vorschriften. 2In allen anderen Fällen kann die Präsidentin oder der Präsident des Oberlandesgerichts sowie die Generalstaatsanwältin oder der Generalstaatsanwalt Anordnungen treffen. 3Hierüber ist die oberste Landesbehörde zu informieren.
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